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Vertraulich ! 

 

Kabinettsprotokoll Nr. 117 

vom 24. Oktober 1919. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder und alle Unterstaatssekretäre. 

Zugezogen vom Staatsamte für Finanzen Sektionschef Dr. G r i m m, ferner zu Punkt 1: 

Generalliquidierungskommissär Sektionschef Dr. P ö s c h e l, vom Staatsamte für Äußeres 

Ministerialrat Dr. B o s c h a n und vom Staatsamte für Heerwesen Oberst Z i l l e r, 

zu Punkt 1 und 2: der Oberste Verwalter des Hofärars Sektionschef Dr. B e c k und 

Rechtsanwalt Dr. H a r p n e r.1 

 

Vorsitz: 

Staatskanzler Dr. R e n n e r. 

 

Dauer: 

16.00 – 19.00 
 

Reinschrift (25 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

Streng vertraulicher Anhang betr. der Beteiligung des Staates am Gesellschaftskapital der 

Alpine Montangesellschaft 

Vortrag des StA f. Heereswesen betr. Unterbringung der überzähligen Militärpersonen in 

bürgerlichen Berufen (3 Seiten) 
 

Inhalt: 

1. Abbau der liquidierenden Stellen in Deutschösterreich infolge des Friedensvertrages. 

2. Einsetzung einer Kommission zur Wahrung und Ordnung des staatlichen 

Kunstbesitzes. 

3. Frage der Gegenzeichnung des Staatsvertrages von St. Germain. 

4. Beitritt der Staatsregierung zu dem Gesetze, betreffend die Auflösung der 

Generalinspektion der österreichischen Eisenbahnen und Einbeziehung der Geschäfte 

derselben in den engeren Wirkungskreis des Staatsamtes für Verkehrswesen sowie zu 

                                                 
1 Die Schriftführer wurden nicht als anwesend verzeichnet. 



117 - 1919 - 10 - 24 

2 
 

dem Gesetze über die Umwandlung der Exportakademie in Wien zu einer Hochschule 

für Welthandel. 

5. Weiterführung des Internates der ehemaligen Luftfahrbaujungenschule in Mauer bei 

Wien. 

6. Kompensationsweiser Abverkauf von Leder durch Kärntner Interessenten. 

7. Frage der Erhöhung der Unterhaltsbeiträge für die Angehörigen bezw. 

Hinterbliebenen von Invaliden und Vermissten, bezw. von Gestorbenen und 

Gefallenen. 

8. Zuschuss zur Kostaufbesserung für die Volkswehr. 

9. Rückübernahme enthobener deutscher Bediensteter durch die tschechoslovakische 

Staatsbahnverwaltung. 

10. Bereitstellung der erforderlichen Bedeckung für die Beteilung bedürftiger 

Kriegsbeschädigter, Kriegerwitwen und -Waisen mit Naturalien. 

 

Beilagen: 

Beilage a) zu Punkt 1 betr. Antrag des StA f. Finanzenwegen des Abbaus der liqu. Stellen in 

DÖ. infolge des Friedensvertrages (13 Seiten) 

Beilage b) zu Punkt 1 betr. Stellungnahme des StA. f. Heereswesen (17 Seiten) 

Beilage c) zu Punkt 1 betr. Erwiderung des StA. f. Finanzen auf die Gegenschrift des StA. f. 

Heerwesen (17 Seiten) 

Beilage d) zu Punkt 1 betr. Entwürfe von MR Wilhelm Boschan über „Vorschläge für die 

Reform des Liquidierungswesens auf Grund der Friedensverträge“ (8 Seiten) und über 

„Friedensvertrag und Liquidierungskommission“ (6 Seiten) 

Beilage e) zu Punkt 1 betr. Rückäußerung des StA f. Heereswesen (6 Seiten) 

Beilage f) zu Punkt 1 betr. Antrag der Staatskanzlei (dreifach mit zahlreichen Anmerkungen, 

3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Bericht über die Einsetzung einer Kommission für die Verwaltung 

der Museen (4 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 3 betr. Referat der StKzl. z.Zl. 2555/51/1919 über die Gegenzeichnung des 

Vertrags von St. Germain (1 Seite, zweifach) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Antrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten zur 

Weiterführung des Internates der ehem. Luftfahrbaujungenschule in Mauer/Wien (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Vortrag des StA. für Heereswesen für den Kabinettsrat über die 

Erhöhung der Unterhaltsbeiträge für die Angehörigen bzw. Hinterbliebenen von Invaliden 
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und Vermissten bzw. von Gestorbenen und Gefallenen (11 Seiten, 4 Seiten zweifach) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Vortrag des StA. f. Heereswesen für den Kabinettsrat über den 

Zuschuss zur Kostenaufbesserung für die Volkswehr (1 Seite, zweifach) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vortrag des StA. f. Verkehrswesen für den Kabinettsrat über die 

Rückübernahme enthobener deutscher Bediensteter durch die tschechoslowakische 

Staatsbahnverwaltung (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Antrag des StA f. Heereswesen zur Ermöglichung der 

Unterstützung bedürftiger Kriegsbeschädigter, Kriegerwitwen und –Waisen mit Naturalien (2 

Seiten) 

1.2 

Abbau der liquidierenden Stellen in Deutschösterreich infolge des Friedensvertrages. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h bespricht zunächst den vom Generalliquidierungskommissär 

Sektionschef Dr. P ö s c h e l dem Kabinettsrat vorgelegten Antrag über den Abbau der 

liquidierenden Stellen in Deutschösterreich infolge des Friedensvertrages. Er verweist auf die 

politische Unmöglichkeit, die internationalen Liquidierungsstellen auf 

deutschösterreichischem Boden weiter zu belassen und schlägt vor, die gesamte Liquidierung 

ausdrücklich als eine deutschösterreichische innerstaatliche Angelegenheit zu erklären; es 

hätten demzufolge die Gesandtenkonferenzen und die Bevollmächtigtenkollegien aufgelassen 

zu werden. Die Auseinandersetzung mit Ungarn wäre einem späteren Zeitpunkte 

vorzubehalten. Was die Ausführung dieses Gedankens anlange, denke sich Redner den 

nunmehr einzuschlagenden Weg so, dass jedes Staatsamt jene Liquidierungszweige 

übernehmen sollte, die meritorisch in sein Ressort fallen. Hiebei hätte die Liquidierung des 

bestandenen Kriegsministeriums nach den einzelnen Verwaltungsgegenständen auf die 

zuständigen Staatsämter aufgeteilt zu werden. So würde beispielsweise der enorme Komplex 

von Finanzfragen durch das Staatsamt für Finanzen zu lösen sein. 

Um dieser Art die Zerlegung der Liquidierung des bestandenen Kriegsministeriums 

durchzuführen, empfehle Redner die Einsetzung eines Komitees, welchem zwei Vertreter des 

Staatsamtes für Heerwesen (Sektionschef H a n a u s e k und Oberst Z i l l e r ), ein Vertreter 

des Staatsamtes für Finanzen (Finanzrat H o r n i k) und der bisherige Leiter des Bureaus der 

Gesandtenkonferenz und der internationalen Liquidierungskommission Ministerialrat Dr. 

B o s c h a n anzugehören hätten. Ferner sollten zwei Abgeordnete der Nationalversammlung 

von dieser mit der Aufgabe betraut werden, die Liquidierung in allen Staatsgütern zu 

                                                 
2 Vor dem ersten Tagesordnungspunkt findet sich im Stenogramm noch folgende Wortmeldung: 

„R e n n e r: Vorlage des Habsburggesetzes Dienstag eingebracht; Verabschiedung Mittwoch.“ 
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beaufsichtigen und auf deren möglichste Beschleunigung hinzuwirken. 

Generalliquidierungskommissär Sektionschef Dr. P ö s c h e l verweist demgegenüber auf 

seine dem Kabinettsrat in dieser Angelegenheit vorgelegte Äußerung und gelangt nach 

eingehender Darstellung seiner gegenständlichen Auffassung zu dem Vorschlage, es möge 

beim Abbau der Liquidierung von nachstehenden Gesichtspunkten ausgegangen werden:3 

1.) hätte durch einen übereinstimmenden Beschluss aller Nationalstaaten ausgesprochen zu 

werden, dass mit dem Inkrafttreten des Friedensvertrages die bisherige 

Liquidierungsorganisation, hierunter die bisherige internationale Liquidierungskommission 

und die Bevollmächtigtenkollegien aufzulösen und Verhandlungen zu dem Zweck einzuleiten 

sind, damit an deren Stelle eine einzige Kommission der an der Liquidierung interessierten 

Nationalstaaten eingesetzt werde, 

2.) hätte sich in der Zwischenzeit, das ist bis zum Inkrafttreten des Friedensvertrages, die 

bestehende Liquidierungsorganisation lediglich auf die Behandlung der unumgänglich 

notwendigen laufenden Angelegenheiten zu beschränken, hingegen vor allen prinzipiellen 

Beschlüssen, die dem Friedensvertrage vorgreifen könnten, Abstand zu nehmen. 

3.)4 wäre eine strenge Unterscheidung zwischen den altösterreichischen liquidierenden 

Stellen und deren Unterstellen einerseits und den gemeinsamen vormals österreichisch-

ungarischen liquidierenden Zentralstellen andererseits im Hinblicke darauf zu machen, dass 

die Übernahme der ersteren in die deutschösterreichische Verwaltung nach dem 

Friedensvertrage ohne Bedenken vor sich gehen könne, also einem internationalen 

Hindernisse nicht begegnen würde, während bei den gemeinsamen Stellen das Einvernehmen 

mit Ungarn rechtlich notwendig sei. Auf diese Momente bitte Redner bei der Ausarbeitung 

des in Aussicht genommenen Gesetzentwurfes Bedacht zu nehmen. 

 

α 3.) Die künftige Gestaltung der Liquidierung der Zentralstellen. 

Die beiden ersten Punkte sind bereinigt. 

Was den Abbau und die künftige Gestaltung der Liquidierung betrifft. Bezüglich der alten 

k.k. Stellen …… (?) Die Aktiv- und Passivliquidierung wurde grundsätzlich durch den 

Friedensvertrag geregelt. Das Gesamtvermögen Deutschösterreichs und ihr Anteil an 

ungarischem Vermögen fällt Deutschösterreich zu. Was aber den Rest des altösterr. 
                                                 
3 „P ö s c h e l: Deutsch hat erwähnt, dass die Gegensätze zwischen meinen Anträgen und jenen des 

Staatsamtes für Heerwesen ausgeglichen sind. Dies ist nicht vollständig der Fall. Die Gegensätze beziehen 
sich fast ausschließlich auf das Gebiet der gemeinsam liquidierenden Zentralstellen. Bezüglich der k.k. 
Zentralstellen besteht im Wesen Übereinstimmung. 
Die Vorschläge des Finanzamtes gingen nach 3 Gesichtspunkten: …“ 

4 Vgl. zu diesem Punkt die wesentlich ausführlichere Stenogrammvariante, die im Anschluss an den Absatz 
zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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Vermögens in den Nationalstaaten anlangt: Gegenstände des Vermögens fallen in das 

Eigentum der Nationalstaaten, der Wert aber gehört uns (auf Konto Repar. gutzuschreiben). 

Passivliquidierung: Ein Teil der Finanzschulden des alten Staates wird aufgeteilt auf die 

Nationalstaaten nach einem gewissen Schlüssel. Verwaltungsschulden, die die 

Heeresverwaltung eingegangen hat. 

Zur Regelung: Kommission. 

Nationalstaatenkonferenz. 

Bedenken gegen Vorschläge Deutsch: 

Wenn gesagt wird, dass die gesamte Liquidierung eine innerstaatliche Angelegenheit ist, 

so wäre das ein Gewaltakt gegen die bisherige vertragsmäßige Regelung. 

Daher: Wirksamkeitsbeginn des Gesetzes zugleich mit dem Inkrafttreten des 

Friedensvertrages. 

ad) gleichmäßige Verhandlung der altösterr. und der gemeinsamen Stellen: Bei 

Altösterreich geht es. Bei den gemeinsamen Stellen ist das Einvernehmen mit Ungarn 

unerlässlich. 

Echelonierter Abbau. 

In dem beabsichtigten Gesetz wäre zum Ausdruck zu bringen 

1.) Dass das Einvernehmen mit Ungarn einzutreten hat bei den gemeinsamen Stellen. 

2.) Koinzidierung des Wirksamkeitsbeginnes des Gesetzes mit dem Inkrafttreten des 

Friedensvertrages. 

Das Gesetz soll bestimmen, dass es unbenommen bleibt, mit den Nationalstaaten in 

gewissen Fällen ins Einvernehmen zu treten. α 

 

Ministerialrat Dr. B o s c h a n bespricht die von ihm ausgearbeiteten und dem Kabinettsrat 

gleichfalls bereits vorliegenden Vorschläge für die Reform des Liquidierungswesens auf 

Grund des Friedensvertrages5 und betont abschließend, das es seiner Ansicht nach 

unerlässlich erscheine, die gegenwärtige Organisation bis zum Zeitpunkte des Inkrafttretens 

des Friedensvertrages aus dem Grund aufrecht zu erhalten, um den Anschein zu vermeiden, 

als ob unsererseits eine gewaltsame einseitige Regelung dieser Frage beabsichtigt würde. 

 

α B o s c h a n: Die bisherige Organisation hat auf zwei gegenstandslos gewordenen 

Prämissen beruht. 

                                                 
5 Vgl. dazu die ausführlichere Stenogrammvariante, die im Anschluss an den Absatz zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
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a) Funktion einer gemeinsamen Liquidierungsmasse 

b) alles, was die Auseinandersetzung der Nationalstaaten betrifft, Sache der internationalen 

Staaten sei 

Daher von Staatskanzlei Neuregelung angeordnet. 

30. IX. Beschluss der Gesandtenkonferenz, dass die bisherige Liquidierungskommission 

mit Inkrafttreten des Friedensvertrages außer Kraft zu treten hat. 

Subkomitee 

Auch die Neuorganisation schafft das Vetorecht. 

Liquidierung ist a) Personalabbau. Verfügung über die Aktiven 

b) Auseinandersetzung aller finanziellen Fragenkomplexe. 

ad a) keine Schwierigkeiten von den Nationalstaaten zu befürchten. 

ad b) Auf diesem Gebiet müssen wir in Verbindung mit den Nationalstaaten bleiben. 

Konferenzielle Organisation wird notwendig sein. α 

 

Der V o r s i t z e n d e gibt der Anschauung Ausdruck, es müsse der Gesichtspunkt zum 

Durchbruche gelangen, dass wir durch den Friedensvertrag die volle Territorialhoheit auf 

unserem Staatsgebiete besitzen und demnach auf unserem Boden keine andere Verwaltung 

dulden brauchen als die durch unsere Staatsämter ausgeübt wird. Hiezu gebe uns der 

Staatsvertrag von St. Germain das volle Recht, wonach die Liquidierung nicht etwa ex nunc 

aufgelöst, sondern als ex tunc gar nicht anerkannt gelte. Dadurch sei das ganze System der 

Liquidierung, das wir seinerzeit im guten Glauben aufgestellt haben, von Anfang an hinfällig 

geworden. Wir können daher diese Verwaltung ohne Bedenken übernehmen. Das gelte 

ebenso für die österreichisch- ungarischen Angelegenheiten, da nach dem Friedensvertrage 

auch Ungarn keinen Anspruch auf Mitverwaltung besitze. Ungarn bleibe es anheimgestellt, 

seine allfälligen Gegenansprüche im diplomatischen Wege geltend zu machen.6 Die näheren 

Details der Regelung dieser Fragen könnten wohl am besten der vom Staatssekretär Dr. 

D e u t s c h in Antrag gebrachten Kommission vorbehalten werden, welcher auch die 

Aufgabe obliegen würde, den erforderlichen Gesetzentwurf auszuarbeiten.7 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h teilt vollends den vom Vorsitzenden entwickelten 

Standpunkt, dass wir uns bei der Behandlung der gegenständlichen Fragen auf den Boden des 

Friedensvertrages stellen müssen, welcher besage, dass alles, was sich auf unserem 

                                                 
6 „Ich kann mich also den Ausführungen der beiden Herren in diesem wesentlichen Punkt prinzipiell nicht 

anschließen. Dies gilt insbesonders im Verhältnis zu Ungarn.“ 
7 „In dieser ausschließlich österreichischen Kommission wird alles bereinigt werden. In der Kommission 

selbst werden wir prüfen, ob wir das Bedürfnis haben, eine Gemeinsamkeit aufrecht zu erhalten.“ 

http://bef%C3%BCrchten.ad/
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Territorium befinde, uns gehöre. Gleichwohl weise er den Gedanken eines Einvernehmens 

mit den Nationalstaaten grundsätzlich nicht zurück; doch hätte die Liquidierung durch unsere 

Organe allein zu erfolgen, allfällig erforderliche Verhandlungen mit den Nationalstaaten 

könnten vom deutschösterreichischen Vertreter in einer neu zu schaffenden internationalen 

Vereinbarungskommission geführt werden. 

Was die Frage des Zeitpunktes betreffe, in welchem die Neuorganisation der Liquidierung 

ins Werk zu setzen wäre, so hege Redner keine grundsätzlichen Bedenken dagegen, dass 

damit bis zum Inkrafttreten des Friedensvertrages zugewartet werde. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h sowie Sektionschef Dr. G r i m m treten besonders für einen 

ehesten Abbau der Liquidierung im personalwirtschaftlichen Belangen ein.8 

Der Kabinettsrat gelangt sodann zu nachstehenden Beschlüssen: 

1.) Die gesamte Liquidierung wird als eine deutschösterreichische innerstaatliche Aufgabe 

erklärt; die Gesandtenkonferenz und die Bevollmächtigtenkollegien treten mit dem Tage der 

Rechtswirksamkeit des Staatsvertrages von St. Germain außer Funktion. 

2.) Jede Staatsamt übernimmt jene Liquidierung, die in sein Ressort fällt. 

3.) Die Liquidierung des Kriegsministeriums wird nach der Zugehörigkeit des einzelnen 

Verwaltungsgegenstandes zerlegt und auf die zuständigen Staatsämter aufgeteilt. 

4.) Um die Zerlegung des liquidierenden Kriegsministeriums vorzubereiten, wird ein 

Komitee eingesetzt, das aus zwei Vertretern des Staatsamtes für Heerwesen (Sektionschef 

H a n a u s e k und Oberst Z i l l e r), aus einem Vertreter des Staatsamtes für Finanzen 

(Finanzrat H o r n i k) und aus dem Vorstande des Büros der Gesandtenkonferenz und der 

internationalen Liquidierungskommission Ministerialrats Dr. B o s c h a n zu bestehen hat. 

5.) Der Nationalversammlung ist vorzuschlagen, zur Aufsicht über die gesamte 

Liquidierung zwei Abgeordnete namhaft zu machen, die mit besonderen 

Machtvollkommenheiten auszustatten sein werden. 

6.) Zur Auseinandersetzung mit den Sukzessionsstaaten ist Deutschösterreich durch die 

Teilnahme an einer zu schaffenden internationalen Vereinbarungskommission bereit. 

Schließlich weist der Kabinettsrat die Staatskanzlei an, die im Gegenstande erforderlichen 

legislativen Maßnahmen im Einvernehmen mit dem Staatsamte für Finanzen, für Heerwesen 

und für Äußeres vorzubereiten. 

 
α G r i m m: ad Abbau des Personals. Wir sollen uns bestreben, das Personal möglichst abzubauen. Das 

würde uns durch den Vorschlag Deutsch, dass das liquidierende Kriegsministerium an das Heeresamt 

                                                 
8 Vgl. ab hier bis zum Ende des Tagesordnungspunktes die Stenogrammvariante, die im Anschluss an den 

Tagesordnungspunkt zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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eingegliedert werden soll, sehr erschwert werden. Es handelt sich um ca. 50.000 Personen, die militärisch 

liquidieren. Sie waren bisher immer vom deutschösterr. Dienst durch eine Schranke getrennt. Ich fürchte, dass 

wenn das liquidierende Kriegsministerium nicht eine eigene Stelle bleibt, wir die Leute nicht hinausbringen 

werden. Ich würde es für zweckmäßig halten, dass vorläufig eine gemeinsam liquidierende Stelle bleibt. Wenn 

nicht, dann dem Finanzamt eingliedern. Wir werden dazuschauen, dass wir das Personal raschestens 

wegbekommen. 

D e u t s c h: Stimme vollkommen überein. 

P ö s c h e l: -- 

B o s c h a n: Denkbar 1.) für das Hinausschieben bis zum Friedensvertrag 

2.) nicht grundsätzlich ausgeschlossen, sich mit den Nationalstaaten zusammen zu 

setzen. 

R e i s c h: Würde begrüßen, wenn die Liquidierung in das Finanzamt übernommen würde. Die beteiligten 

Ressorts sollen betraut werden, einen Gesetzentwurf auszuarbeiten. 

D e u t s c h: Ein Teil ist gesetzliche Arbeit, der andere Verwaltung. 5 Punkte. 

Bei Punkt 1. Der Zeitpunkt des Friedensvertrages ist maßgebend für den Zeitpunkt der d.ö. Liquidierung. 

Ergänzend P. 6) Zur Auseinandersetzung mit den Nationalstaaten ist Deutschösterreich durch die Teilnahme 

an der Schaffung einer internationalen Vereinbarungskommission bereit. 

H a n u s c h: Staatskanzlei soll Gesetzentwurf ausarbeiten. 

R e i s c h: -- 

R e n n e r: Wegen Ausarbeitung des Gesetzentwurfes soll die Staatskanzlei im Einvernehmen mit 

Heerwesen und Staatsamt für Finanzen und Äußere sich in Verbindung setzen. α 

 

2. 

Einsetzung einer Kommission zur Wahrung und Ordnung des staatlichen Kunstbesitzes. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l weist darauf hin, dass sich im Zuge der Aktion zur 

Veräußerung beziehungsweise Verpfändung von staatlichen Kunstwerten die Notwendigkeit 

ergeben habe, ein Organ zu schaffen, dessen Aufgabe es sei, die volle Ausnutzung des 

Kunstbesitzes und die Ausscheidung des Überflüssigen und minder Belangreichen ohne 

kulturelle Gefährdung zu gewährleisten.9 Hiezu erscheine eine kleine, mit folgenden 

Befugnissen ausgestattete Kommission seiner Anschauung nach geeignet: Diese Kommission 

hätte 

1.) festzustellen, welche Objekte als unentbehrliche Teile des staatlichen 

Kulturbesitzes anzusehen sind und daher unter allen Umständen der Öffentlichkeit erhalten 

bleiben müssen. Auf Grund ihres Votums wird die Unterrichtsverwaltung das 
                                                 
9 Stenogrammvariante dieses Punktes: 
 „G l ö c k e l: Der Antrag hat sich in zwei Teile geteilt. Habe mich mit Zerdik geeinigt, dass 1. Teil nicht zu 

beschließen ist, sondern abhängig ist von der Abgrenzung der Staatsämter. Hingegen kann der 2. Teil 
beschlossen werden. Zustimmung zu den 5 Punkten des 2. Teiles. Mitglieder wird das Unterrichtsamt 
bestimmen. 

Angenommen.“ 
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Einvernehmen mit dem mit der finanziellen Verwertung des staatlichen Kunstbesitzes 

betrauten Bevollmächtigten herstellen, zu dem dieser nach § 4 des bezüglichen Gesetzes 

verpflichtet ist; 

2.) ein Programm darüber auszuarbeiten, in welcher Weise die bisherigen 

Sammlungen umzugestalten wären, um unter Vereinigung der Verwaltung und 

Vereinfachung des Betriebes eine wesentlich größere Wirkung für die Volksbildung im 

weitesten Sinne sicherzustellen; 

3.) zu ermitteln, welche Objekte ohne schwere Schädigung der Kulturinteressen 

veräußert werden können, wobei ein Teil des Erlöses dem Ausbau der Sammlungen selbst 

zu Gute zu kommen hätte. Dabei würde es sich für absehbare Zeit weniger um neue 

Erwerbungen handeln, als um Adaptierungen und Einrichtungsarbeiten, so dass diese 

Auslagen zur Gänze dem notleidenden heimischen Handwerk und der Industrie zu Gute 

kämen, und überdies in inländischer Währung zu leisten wären, während der Erlös aus den 

etwa ausgeschiedenen Objekten in ausländischer Valuta erzielt würde. 

Die Kommission, deren Zusammensetzung dem Unterrichtsamte zu überlassen wäre, hätte 

ein beratendes Organ dieses Amtes, dem die Durchführung ihrer Vorschläge zusteht, zu sein. 

Ihre Tätigkeit wäre durch eine eigene Geschäftsordnung zu regeln. 

Der sprechende Unterstaatssekretär beabsichtigt wegen Durchführung der erwähnten 

Maßnahmen das Erforderliche im Einvernehmen mit den berufenen Stellen zu veranlassen. 

Der Kabinettsrat erteilt dem Unterstaatssekretär G l ö c k e l die Ermächtigung, in dem 

angedeuteten Sinne vorzugehen. 

 

3. 

Frage der Gegenzeichnung des Staatsvertrages von St. Germain. 

Der Vorsitzende bringt in Erinnerung, dass gemäß § 5 des Gesetzes vom 19. Dezember 

1918, St.G.Bl. Nr. l39, (Verfassungsnovelle) die Ratifizierung von Staatsverträgen durch den 

Präsidenten unter „Gegenzeichnung des Staatskanzlers, des Staatssekretärs für Äußeres und 

des dem Gegenstande des Vertrages nach zuständigen Staatssekretärs" zu erfolgen habe. 

Der Staatsvertrag von St. Germain falle vermöge seines umfassenden Inhaltes wohl in den 

Wirkungskreis sämtlicher Staatsämter; daher erscheinen sämtliche Staatssekretäre als „zustän-

dig" und es würde daher ihre kollektive Gegenzeichnung dem Wortlaute des Gesetzes am 

ehesten entsprechen. Nun widerspreche aber die Beisetzung so zahlreicher Unterschriften der 

völkerrechtlichen Praxis, welche sich fast ausnahmslos mit der Kontrasignierung der 

Ratifikationsunterschrift des Staatsoberhauptes durch den verantwortlichen Leiter der 
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Außenpolitik begnüge. 

Da die Beifügung so zahlreicher Unterschriften geradezu auffällig erscheinen müsste, 

beantrage der sprechende Staatskanzler, das in Paris zu überreichende Ratifikationsexemplar 

nebst der Unterschrift des Herrn Präsidenten nur mit der des Redners in seiner Eigenschaft als 

Staatskanzler zu versehen, ein Vorgehen, bei dem das Erfordernis einer verantwortlichen 

Gegenzeichnung immerhin bereits erfüllt wäre. Hingegen wäre der Vertragstext zur 

innerstaatlichen Verlautbarung von sämtlichen Staatssekretären gegenzufertigen. 

Redner ersucht, der Kabinettsrat wolle die Staatskanzlei im vorbezeichneten Sinne 

ermächtigen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung.10 

 

4. 

Beitritt der Staatsregierung zu dem Gesetze, betreffend die Auflösung der Generalinspektion 

der österreichischen Eisenbahnen und Einbeziehung der Geschäfte derselben in den engeren 

Wirkungskreis des Staatsamtes für Verkehrswesen sowie zu dem Gesetze über die 

Umwandlung der Exportakademie in Wien zu einer Hochschule für Welthandel. 

Über Vorschlag des Vorsitzenden erhebt der Kabinettsrat gegen die von der 

Nationalversammlung beschlossenen Gesetze 

a) betreffend die Auflösung der Generalinspektion der österreichischen 

Eisenbahnen und Einbeziehung der Geschäfte derselben in den engeren Wirkungskreis des 

Staatsamtes für Verkehrswesen, sowie 

b) über die Umwandlung der Exportakademie in Wien zu einer Hochschule für 

Welthandel 

keine Vorstellung. 

Die beiden Gesetze sind demgemäß nach Gegenzeichnung durch den Staatskanzler und die 

zuständigen Staatssekretäre dem Präsidenten der Nationalversammlung zur Fertigung 

vorzulegen. 

 

5. 

Weiterführung des Internates der ehemaligen Luftfahrbaujungenschule in Mauer bei Wien. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k führt aus, dass im Jahre 1916 die Heeresverwaltung eine 

sogenannte Luftfahrbaujungenschule in Mauer bei Wien errichtet habe, in welcher die Söhne 

                                                 
10 Nach diesem Tagesordnungspunkt findet sich im Stenogramm ein nicht in die Reinschrift aufgenommener 

weiterer Tagesordnungspunkt, betreffend die Alpine Montangesellschaft, der im Anschluss an das Protokoll 
unter „Zusätze aus den Stenogrammen“ wiedergegeben wird. 
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Gefallener, dann im Felde ausgezeichneter Unteroffiziere, Waisen und Söhne unbemittelter 

Eltern zu Werkmeistern auf luftfahrtechnischem Gebiete ausgebildet werden. Nach dem 

Umsturze habe das liquidierende Fliegerarsenal die Schule und das mit ihr verbundene 

Internat auf Kosten der Liquidierungsmasse weitergeführt. 

Im Zuge der wegen Übernahme dieser Schule in die d. ö. Verwaltung gepflogenen 

Verhandlungen habe sich das Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten zur 

Übernahme und Weiterführung der Schule bereit erklärt, die Übernahme des Internates jedoch 

- im Einvernehmen mit dem Staatsamt für Finanzen - abgelehnt. Das liquidierende 

Kriegsministerium hätte nunmehr mit Ende September d. J. die Zahlung der Kosten des 

Internates eingestellt, über Ersuchen des Referenten jedoch die vorschussweise Weiterzahlung 

der erforderlichen Beträge für den Monat Oktober noch zugestanden. 

Da es nun höchst unsozial erschiene, wenn den den bedürftigsten Bevölkerungskreisen 

angehörenden Schülern des 2. und 3. Jahrganges die weitere unentgeltliche Verpflegung und 

Bequartierung plötzlich versagt würde, stelle der sprechende Staatssekretär den Antrag, der 

Kabinettsrat wolle für den gedachten Zweck im laufenden Verwaltungsjahr den hiefür 

erforderlichen Betrag von 160.000 K zur Verfügung stellen und das Staatsamt für Handel und 

Gewerbe, Industrie und Bauten mit der Fortführung des Internates betrauen. 

Der Kabinettsrat erhebt den gestellten Antrag mit der Maßgabe zum Beschluss, dass 

regierungsseitig auch noch zu versuchen ist, nach Möglichkeit lokale Faktoren zur 

Beitragsleistung für die terminierte Fortführung des Internates heranzuziehen. 

 

6. 

Kompensationsweiser Abverkauf von Leder durch Kärntner Interessenten. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k teilt mit, dass sich mehrere Interessenten aus Kärnten an das 

Handelsamt um die Bewilligung gewendet hätten, einen halben Waggon Abfall-Leder und 

einen halben Waggon Croupon-Leder in den tschechoslowakischen Staat gegen 70 Waggons 

Koks ausführen zu dürfen. 

Da dieser Kompensationsschlüssel nicht angemessen sei, glaube der sprechende 

Staatssekretär dem Kabinettsrate die Schlussfassung überlassen zu sollen, zumal auch 

politische Rücksichten in Frage kämen, da der Koks zur Zementerzeugung für die 

Wiederausbauarbeiten im Kärntner Abstimmungsgebiete verwendet werden soll.11 

                                                 
11 „Es würden 200 Waggon Koks als Kompensationsschlüssel entsprechen. Der Staatskanzler hat gemeint, es 

hätte politischen Hintergrund, weil sich die Leute vielleicht unfreundlich zeigen würden. Ich würdige diese 
Bedenken und bitte um Beschluss des Kabinetts.“ 
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Nach einer kurzen Debatte12 spricht sich der Kabinettsrat für die aufrechte Erledigung des 

Ansuchens aus. 

 

7. 

Frage der Erhöhung der Unterhaltsbeiträge für die Angehörigen beziehungsweise 

Hinterbliebenen von Invaliden und Vermissten, beziehungsweise von Gestorbenen und 

Gefallenen. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erinnert daran, dass der Kabinettsrat in seiner Sitzung vom 

5. August d. J. beschlossen habe, das Staatsamt für Heerwesen sei zu beauftragen, im 

Einvernehmen mit dem Staatsamte für Finanzen und für soziale Verwaltung eine 

Vollzugsanweisung zur Durchführung der Unterhaltsbeitragsnovelle auszuarbeiten, in 

welcher die Ausdehnung der den Angehörigen von Kriegsgefangenen in der Form eines 50 

%igen Zuschusses gewährten Erhöhung des Unterhaltsbeitrages auf die Angehörigen von 

Vermissten auszusprechen sei. 

In dem im Kabinettsrate am 12. September d. J. erstatteten Vortrage sei vom Staatsamt für 

Heerwesen darauf verwiesen worden, dass einerseits die Angehörigen von Vermissten bereits 

unter die Bestimmungen des am 1. Juli 1919 in Wirksamkeit getretenen 

Invalidenentschädigungsgesetzes fallen, andererseits die einseitige Begünstigung der 

Angehörigen von Vermissten durch Gewährung eines Zuschusses zu den Unterhaltsbeiträgen 

eine unbegründete Härte gegenüber den dieser Erhöhung nicht teilhaft werdenden 

Angehörigen von Invaliden, sowie den Hinterbliebenen nach den Gefallenen und Gestorbenen 

bedeuten würde. 

Auch sei damals betont worden, dass die Gewährung des Zuschusses an die erwähnten 

Personenkategorien die Staatsfinanzen um zirka 6 Millionen Kronen monatlich belasten 

würde, und dass mit Rücksicht auf die dann in zahlreichen Fällen eintretende Verminderung 

der Bezüge nach dem Invalidenentschädigungsgesetze im Vergleiche zu den Bezügen 

derselben Personen nach dem Unterhaltsbeitragsgesetze sehr viele Parteien das größte 

Interesse an einer Verzögerung in der Bemessung der Rente nach dem 

Invalidenentschädigungsgesetze haben würden, daher mit guten Grunde Widerstände gegen 

die Durchführung des Invalidenentschädigungsgesetzes zu erwarten wären. 

Der sprechende Staatssekretär habe schließlich seiner Meinung dahin Ausdruck gegeben, 

                                                 
12 „P a u l: Prinzipiell Bedenken, weil die immer mehr verlangen werden für das Abstammungsgebiet. 

E l l e n b o g e n: -- 
R e i s c h: Ist zu machen. 

Kabinett stimmt zu.“ 
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dass für den Fall, als ungeachtet der erwähnten Bedenken an der Durchführung des 

Kabinettsratsbeschlusses vom 5. August d. J. festgehalten werden sollte, diese nur in der 

Form eines Gesetzes erfolgen könnte, das sich allerdings nicht auf das 

Unterhaltsbeitragsgesetz, sondern lediglich auf § 62 des Invalidenentschädigungsgesetzes 

stützen müsste, demzufolge alle Unterhaltsbeiträge für die Angehörigen von Invaliden und 

Vermissten, sowie für die Hinterbliebenen von Gefallenen und Gestorbenen ausgezahlt 

werden. 

In der Kabinettsratssitzung vom 12. September d. J. sei nun beschlossen worden, das 

Staatsamt für Heerwesen zu ersuchen, in der vorliegenden Angelegenheit zunächst mit den 

Staatsämtern für Finanzen und soziale Verwaltung noch eine Besprechung abzuhalten. 

Auf Grund dieser Besprechung, bei der sich sowohl das Staatsamt für soziale Verwaltung, 

als auch jenes für Finanzen - dieses aus sozialpolitischen und staatsfinanziellen Gründen, 

jenes wegen der sonst zu gewärtigenden Undurchführbarkeit des 

Invalidenentschädigungsgesetzes - neuerlich gegen die Gewährung des derzeit den 

Angehörigen von Kriegsgefangenen ausbezahlten Zuschusses auch an die Angehörigen von 

Invaliden und Vermissten, sowie an die Hinterbliebenen von Gefallenen und Gestorbenen 

ausgesprochen hätten, erbitte er sich, umsomehr als die Fortzahlung der Unterhaltsbeiträge an 

die erwähnten Personenkategorien nicht mehr wie schon erwähnt, auf Grund des 

Unterhaltsbeitragsgesetzes, sondern auf Grund des § 62 des Invalidenentschädigungsgesetzes 

erfolgt, die prinzipielle Entscheidung des Kabinettsrates, ob vom Staatsamte für Heerwesen 

eine entsprechende Gesetzesvorlage überhaupt ausgearbeitet werden solle. 

Nachdem Staatssekretär H a n u s c h und Sektionschef Dr. G r i m m die Frage von ihrem 

Ressortstandpunkte aus beleuchtet hatten13, beschließt der Kabinettsrat in Abänderung seines 

am 5. August d. J. gefassten Beschlusses die Angelegenheit vorläufig auf sich beruhen zu 

lassen.14 

 

8. 

Zuschuss zur Kostaufbesserung für die Volkswehr. 

                                                 
13 „H a n u s c h: Wenn der Unterhaltsbeitrag um 50 % erhöht werden soll, so geht er über die Invalidenrente 

weit hinaus. Es wird sich niemand um die Invalidenrente melden, sondern wir werden hohe 
Unterhaltsbeiträge fortzahlen müssen. 
G r i m m: Es werden diese Unterhaltsbeiträge nicht allein bleiben, sondern es werden dann auch die 
Volkswehrmänner kommen. Bitte um Reassumierung des seinerzeitigen Beschlusses auf Ausarbeitung des 
Gesetzentwurfes. 

Dem Ansuchen ist vorläufig nicht stattzugeben.“ 
14 Im Anschluss an diesen Tagesordnungspunkt findet sich noch ein nicht in die Reinschrift aufgenommener 

Hinweis, betreffend die Unterkommission der Reparationskommission, der im Anschluss an das Protokoll 
unter „Zusätze aus den Stenogrammen“ wiedergegeben wird. 
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Staatssekretär Dr. D e u t s c h bringt in Erinnerung, dass der Kabinettsrat am 12. 

September 1919 beschlossen habe, es sei in jenen Standorten, wo erhobenermaßen seit dem 

mit Kabinettsratsbeschlüssen vom 13. Mai und 17. Juni 1919 für die Volkswehr ab 1. Mai 

beziehungsweise l. Juni 1919 bewilligten Zuschusse zur Kostaufbesserung die 

Lebensbedingungen sich noch mehr verschlechtert haben, eine Erhöhung dieses (seinerzeit 

mit 2 - 4 K festgesetzten) Zuschusses um 25 % für die Monate September und Oktober 1919 

zur Auszahlung zu bringen. 

Da sich seither die Verhältnisse nicht gebessert haben, bitte Redner um die Ermächtigung, 

den Zuschuss von 2 - 4 K zur Kostaufbesserung samt der 25 % Erhöhung im Rahmen des 

bisherigen Gesamtkredites von 4,430.000 Kronen auch weiterhin bis Ende Dezember l. J. 

auszahlen zu dürfen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

9. 

Rückübernahme enthobener deutscher Bediensteter durch die tschechoslowakische 

Staatsbahnverwaltung. 

Einer Mitteilung des Staatssekretärs P a u l zufolge stehe das Eisenbahnministerium in 

Prag mit den Organisationen der deutschen Staatsbahnbediensteten im Gebiete der 

tschechoslowakischen Republik wegen Rückübernahme enthobener deutscher Bediensteter in 

der Absicht in Unterhandlung, die enthobenen Staatsbahnbediensteten, die in der 

Tschechoslowakei heimatsberechtigt sind und zur Zeit des Umsturzes bei einer dortigen 

Dienstesstelle in Verwendung standen, unter der Voraussetzung rückzuübernehmen, dass 

nicht besondere Gründe gegen die Rückübernahme Einzelner vorliegen. Am 13. Oktober d. J. 

hätte weiters der Obmann des Brünner Vollzugsausschusses der enthobenen deutschen 

Staatsbahnbediensteten dem Staatsamte für Verkehrswesen mitgeteilt, dass an die 

Staatsbahndirektion Brünn ein Erlass des Prager Eisenbahnministeriums gelangt sei, 

demzufolge die im Gebiete der tschechoslowakischen Republik noch befindlichen enthobenen 

deutschen Bediensteten aufzufordern seien, um Ihre Rückübernahme anzusuchen. Über die 

Gesuche werde individuell entschieden werden. 

Mit Rücksicht darauf, dass auf die Verringerung der nach Deutschösterreich 

einwandernden enthobenen Bediensteten nicht nur aus völkischen Rücksichten, sondern auch 

wegen der so wünschenswerten Entlastung gewisser Personalstände das größte Gewicht 

gelegt werden müsse, beantragt der sprechende Staatssekretär, der Kabinettsrat wolle 

folgenden Beschluss fassen: 
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Da nach den Kabinettsratsbeschlüssen vom 23. November 1918 nur solche enthobene 

deutsche Staatsbahnbedienstete für eine provisorische Übernahme in Deutschösterreich in 

Betracht kommen, die zum Verlassen des Dienstes in den Nationalstaaten gezwungen wurden, 

können solche Bedienstete, die ohne zwingende Gründe nicht jede Möglichkeit zum 

Verbleiben im Dienste, wozu auch das Ansuchen um Rückübernahme zählt, ausgenützt 

haben, eine provisorische Übernahme in Deutschösterreich nicht erwarten. 

Der Vorsitzende pflichtet diesem Antrage bei, hält jedoch dafür, dass es angezeigt sein 

dürfte, sich in dieser Frage auch noch mit den Eisenbahnorganisationen unmittelbar in 

Verbindung zu setzen. Auch die Erörterung der Sachlage in den Fachblättern erscheine ihm 

wünschenswert. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h schließt sich der Anschauung des Referenten vollinhaltlich an 

und stellt den Zusatzantrag, dass dieser Standpunkt auch auf alle anderen, ehemals 

österreichischen Staatsbediensteten deutscher Nationalität anzuwenden wäre. 

Der Kabinettsrat erhebt den Antrag des Staatssekretär für Verkehrswesen sowie den 

Zusatzantrag des Staatssekretär für Finanzen zum Beschluss. 

 

10. 

Bereitstellung der erforderlichen Bedeckung für die Beteilung bedürftiger 

Kriegsbeschädigter, Kriegerwitwen und Waisen mit Naturalien.15 

Staatssekretär H a n u s c h weist darauf hin, dass auf Grund des Kabinettsratsbeschlusses 

vom 15.April l. J., mit welchem zur Ermöglichung der Unterstützung bedürftiger 

Kriegsbeschädigter und der Erhöhung der Krankenlöhnung die Bereitstellung der 

notwendigen Bedeckung grundsätzlich beschlossen wurde, zwei Millionen Kronen dazu 

bestimmt worden seien, um bis zu dem Zeitpunkte, in welchem die Rentenzahlung nach dem 

Invalidenentschädigungsgesetze fühlbar einsetzen würde, den Kriegsbeschädigten 

Unterstützungen hauptsächlich in Naturalien zu gewähren. 

Mit diesen Mitteln seien zwei Aktionen zur Beteilung von Kriegsbeschädigten mit 

Lebensmitteln in die Wege geleitet worden, die vom Zentralverbande der d. ö. 

Kriegsbeschädigten in der Zeit von Mitte Mai bis Ende Juni und Mitte Juli bis Ende August 

durchgeführt wurden. Eine dritte Aktion habe wegen Erschöpfung der Mittel nicht in Angriff 

genommen werden können. 

Der Beginn der rauhen Jahreszeit und die stets steigenden Schwierigkeiten in der 

                                                 
15 „Naturalien für Invalide. 

Alle Reichsorganisationen müssen an der Verteilung teilnehmen. Invalide 2 Millionen.“ 
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Lebensmittelversorgung sowie der Umstand, dass die Durchführung des 

Invalidenentschädigungsgesetzes sich trotz aller Beschleunigung länger als angenommen 

verzögere, machen es unerlässlich, die Lebensmittelbeteilung wieder aufzunehmen und noch 

einige Zeit fortzusetzen, um eine nicht unbedenkliche Beunruhigung der Invalidenschaft zu 

vermeiden. 

Im Einvernehmen mit dem Staatssekretär für Finanzen stelle der sprechende Staatssekretär 

daher den Antrag, der Kabinettsrat wolle die Bereitstellung des Betrages von 1 Million 

Kronen zur Beteilung bedürftiger Kriegsbeschädigter, Kriegerwitwen und - Waisen mit 

Naturalien grundsätzlich beschließen. 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluss. 

 

 

Zusätze aus den Stenogrammen 117 

 

„R e n n e r: Alpine Montangesellschaft: In der letzten Kabinettsratssitzung im letzten 

Augenblick Beschluss: betreffend Nichtinanspruchnahme der neu emittierten Aktien. Bitte, 

den Gegenstand neu zur Verhandlung zu stellen. 

E l l e n b o g e n: Große Bedenken, ob nicht das Interesse des Staates dahin geht, sich an 

dem Unternehmen zu beteiligen. Wutte hat inzwischen mitgeteilt, dass die Zahl der Aktien, die 

von den Italienern gekauft wurden, nicht 140.000 beträgt, sondern 240.000. Dadurch ist nicht 

nur die Gefahr vorhanden, sondern dass sie die Majorität hätten. Wir haben daher die 

Pflicht, in die Gesellschaft hineinzukommen. Wir sollen allerdings nicht 1300 K pro Aktie 

zahlen. Verhandlungen mit Rothaller. Es ist Aussicht vorhanden, dass wir auf einen 

wesentlich geringeren Kurs herabkommen werden. Man würde das nicht unter dem 

Gesichtspunkt der Sozialisierung machen, weil dadurch das ausländische Kapital sonst 

ungünstig beeinflusst würde. Es wird sich eine Form finden. Vorläufig soll dieser Beschluss 

reassumiert werden. 

Z e r d i k: Ich habe schon bei der Sozialisierungskommission den Standpunkt vertreten, 

dass wir den Aktienbesitz kaufen sollen. 

R e i s c h: Wir haben die Möglichkeit, auf Grund § 37 die Aktien in Anspruch zu nehmen. 

Im Ausland würde das als Bestreben nach Sozialisierung gewertet werden. Voraussetzung des 

Kredites aus dem Ausland keine Sozialisierung. Bei der ersten Kapitalerhöhung, wo niedriger 

Kurs war, haben wir nicht erworben, jetzt hoher Kurs und wir erwerben. Wir werden in der 

Öffentlichkeit Aufsehen erregen. Nicht auf Grund § 37, sondern Syndikat soll Aktien 
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erwerben. Ohne Anrufen des § 37 können wir die Sache nur so machen, dass wir neue 

Generalversammlung verlangen, welche beschließt, dass die neuen Aktien nicht den 

Aktienbesitzern anzubieten sind. Das wäre aber sehr durchsichtig. Der erzielbare Erfolg ist 

gering. Wollen die Italiener die Majorität erwerben, so werden sie, wo sie 240.000 Aktien 

haben, sie unter allen Umständen haben. Ferner, wenn wir jetzt die Aktien einfordern, so 

müssen wir bei weiterer Erhöhung des Aktienkapitals dasselbe tun. Und das wird in kürzester 

Frist sein. Lage des Staatsamtes für Finanzen. Wir müssten jetzt 55–65 Mill. investieren. 

Kostet ca. 7–7 ½ %, wobei Dividende für heuer und nächstes Jahr nicht zu erwarten ist. 

Dabei Effekt sehr zweifelhaft. Wenn wir uns dadurch die Majorität sichern würden, dann ja. 

Solange aber diese Sicherheiten nicht gegeben sind, halte ich die Sache für ein sehr gewagtes 

Experiment. 

E l l e n b o g e n: Die Notwendigkeit, eine neue Generalversammlung einzuberufen, 

besteht nicht. Esc.Gesellschaft hat dasselbe Interesse wie wir. Sie fürchtet, von den Italienern 

hinausgeworfen zu werden. Esc.Gesellschaft wird jedenfalls wünschen, dass wir die Aktien 

bekommen. Das Hinauswerfen der Aktien auf den Markt lässt auch die Esc.Gesellschaft 

fürchten, dass sie vom Ausland aufgekauft werden. Was mit den vom Staat zu erwerbenden 

Aktien zu geschehen hat, das müssen wir uns vorbehalten. Wir haben einen Machtposten nach 

vielen Richtungen in der Hand (Hinausgabe nach Deutschland gegen Kotter/Kottes (?) oder 

an die Tschechoslowakei). Bin für Reassumierung. 

Dr. E i s l e r: Bin für die Erwerbung auf Grund des § 37. Besorgnis, dass darin eine 

Sozialisierungsaktion erblickt würde, halte ich nicht für zutreffend. Hauptaugenmerk ist auf 

den Kurs zu legen, zu dem die Aktien erworben werden können. 

R e i s c h: Die Staatsfinanzen können es nicht leisten, jetzt 50–60 Mill. auszugeben. § 37 

steht im Sozialisierungsgesetz. Das Ausland hat die Sistierung der Sozialisierung als 

Bedingung für Kredite gefordert. Ich könnte zustimmen unter der Bedingung, dass kein 

Präjudiz für künftige Ankäufe bei neuer Kapitalerhöhung geschaffen wird. Syndikat, welches 

das erforderliche Geld zinsenlos zur Verfügung stellt und das Recht erhält, 5–6 Jahre über 

die Aktien zu verfügen. 

R e n n e r: Wir machen von § 37 nur Gebrauch, um Einfluss auf das Unternehmen zu 

gewinnen. Zinsenverlust von 3 Mill. jährlich würde ich aus vaterländischen Rücksichten nicht 

scheuen. Wir können verfügen über die Aktien nach Deutschland oder in die 

Tschechoslowakei. 

E l l e n b o g e n: -- 

R e n n e r: Das Staatsamt für Finanzen wird beauftragt, im Einvernehmen mit der 
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Sozialisierungskommission, den § 37 in Anwendung zu bringen auf die Kapitalvermehrung 

der Alpine-Montangesellschaft. Der Beschluss wird reassumiert und das Staatsamt für 

Finanzen beauftragt, mit der Sozialisierungsaktion und mit dem Staatsamt für Handel ohne 

weiteren Beschluss des Kabinettes die weiteren Verfügungen zu treffen.“ 

 

„L o e w e n f e l d: Heute Unterkommission der Reparationskommission. 

Die Unterkommission wird uns nicht viel helfen. Begutachtender Charakter. Die 

Entscheidung wird immer in Paris gefällt werden. Frage der Getreidepreise wurde 

angeschnitten. Die Engländer und Amerikaner stehen auf dem Standpunkt, dass unser 

Getreidepreis auf das Doppelte erhöht wird und um diesen Preis sollten wir uns für die 2 

nächsten Monate den Bedarf decken. Sie wollen, dass die Vertreter der Länder vor der 

Konferenz erscheinen. Einspruch, dass Verfügungen über unsere Bilder getroffen werden. Sie 

wären bereit, uns 5 Mill. Pfund Sterling Vorschuss unter der Voraussetzung, dass keine 

Verfügung getroffen wird, zu geben.“ 
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